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Im Frühling 2016 hatte man die 
Dorfbewohner von Sarjomda, die 
mehrheitlich Adivasi (Ureinwoh-

ner) sind, eingeladen, aus Anlass der 
Einweihung eines Wasserspeichers an 
der religiösen Zeremonie Bhumi Pujan 
teilzunehmen. Der Aufruf  zur Teilnah-
me war auch vom Mukhya gekommen, 
dem gewählten Vertreter der Adiva-
si. Trotz Widerstands wurden sowohl 
alle indigenen Besucher als auch ihr 
traditioneller Anführer (Manjhi) bei ih-
rer Ankunft fotografiert. Zuvor hat-
ten sie kritisiert, dass das Bauvorhaben 
einzig zur Wasserversorgung der Ein-
wohner von Jamshedpur dienen wer-
de, einer benachbarten Stahlmetropo-
le, wofür die Beteiligung der Adivasi nur 
als Vorwand diene. Als die Dorfbewoh-
ner und der Manjhi auf  den Mukhya zu-
gingen, um ihrer Unzufriedenheit Aus-
druck zu geben, war die Antwort: „Die 
Polizei sollte euch eine Lektion ertei-
len!“ Trotz dieser Einschüchterungs-
versuche setzten sie ihre Proteste fort. 
Daraufhin intervenierte ein Abteilungs-
leiter des district collectorate. Er wollte in 
Erfahrung bringen, ob die Dorfbewoh-
ner dem Bau des Wasserspeichers zu-
vor zugestimmt hatten. In dieser Situa-
tion setzte der Mukhya die während der 
religiösen Veranstaltung gemachten Fo-
tografien als irreführendes Beweismittel 
ein, um die angebliche Unterstützung 
des Baus durch die Adivasi zu belegen. 

Dieses Beispiel macht deutlich, wie die 
Ressourcenkonflikte in Jharkhand, einem 
der jüngsten indischen Bundesstaaten, 

mit Auseinandersetzungen über die recht-
liche und politische Selbstverwaltung der 
indigenen Bevölkerung verknüpft sind. 

Charakteristika der  
Selbstverwaltung

Jharkhand ist die Heimat etlicher Adi-
vasi-Völker, darunter die Santhals, Ho, 
Mundas, Oraons, Kharias sowie einige 
andere. Diese Gemeinschaften verfü-
gen über jahrhundertealte Selbstverwal-
tungsstrukturen, die aus einer Mischung 
von direkter mit Konsensdemokra-
tie und der leistungsbezogenen Ernen-
nung von Leitungspersönlichkeiten be-
stehen. Obwohl sich die kulturellen 
Gewohnheiten zwischen den verschie-
denen Völkern durchaus unterscheiden, 
werden die traditionellen Anführer in 
den meisten Fällen ernannt. Diese Er-
nennung kann im Falle von Unfähigkeit 
oder schweren Verfehlungen widerrufen 
werden. Die Anführer sind Treuhänder 
der Anliegen der Dorfgemeinschaft und 
werden im allgemeinen von den Dorfäl-
testen überwacht. Wo es mehrere gibt, 
kontrollieren sie sich gegenseitig. Zwar 
werden diese Positionen traditionell von 
Männern besetzt, aber gegenwärtig lässt 
sich durchaus eine Einbeziehung der 
Frauen beobachten. Die Entscheidungs-
strukturen sind nicht auf  einzelne Dör-
fer beschränkt, vielmehr ist eine enge 
Zusammenarbeit mit den Nachbarsied-
lungen vorgesehen. Beispielsweise ha-
ben die Santhals zwölf  Beschlussorgane 
als Entscheidungsinstanzen (Torobs) ge-
gründet, die die Lokalpolitik von bis zu 

15 Dörfern steuern. Abgesehen von den 
legislativen und exekutiven Befugnis-
sen ist die traditionelle Selbstverwaltung 
auch teilweise für die Rechtsprechung 
zuständig. Zwar werden strafrechtliche 
Angelegenheiten in der Regel von staat-
lichen Gerichten aufgegriffen, aber zi-
vilrechtliche Streitigkeiten (besonders 
wenn es sich um Landnutzungsrechte 
handelt), werden in traditionellen Ge-
richtsverfahren entschieden. 

Neuere Gesetzgebung:  
PESA und FRA

Zur Zeit der britischen Kolonialherr-
schaft verfügten die Adivasi und ihre 
Selbstverwaltungsstrukturen über einen 
gewissen Grad an Autonomie. Nach 
der Unabhängigkeit erkannte auch die 
indische Verfassung die gewohnheits-
rechtlichen Praktiken der indigenen Be-
völkerung an, indem sie denjenigen Re-
gionen einen besonderen Status verlieh, 
die überwiegend von Adivasi bewohnt 
werden. Danach fällt Jharkhand unter 
die Bestimmungen des Fifth Schedule, das 
eine eingeschränkte administrative Au-
tonomie für indigene Völker vorsieht. 
Während der 1990er und frühen 2000er 
Jahre wurde versucht, durch Rechtsre-
formen auf  Bundesebene die indigene 
Selbstbestimmung zu unterstützen. Ins-
besondere ein Gesetz, das Panchayat (Ex-
tension to the Scheduled Areas) Act of  1996 
(PESA), enthält ausdrücklich die An-
erkennung der herkömmlichen Steue-
rungssysteme der Stammesbevölkerung 
Indiens. Seit Inkrafttreten des Forest 
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Rights Act 2006 (FRA) haben indigene 
Gemeinschaften sogar einen gesetzlich 
verankerten Anspruch darauf, nach ih-
ren eigenen Regeln über die Nutzung 
der natürlichen Ressourcen in ihrem Le-
bensumfeld zu entscheiden, und zwar 
einschließlich der Landnutzungsrechte.

Trotz des emanzipatorischen Wort-
lauts der geltenden Gesetze hat sich 
jedoch an der Lebenswirklichkeit der 
Menschen wenig geändert, denn bei-
de, PESA und FRA, leiden unter stärk
sten Umsetzungsdefiziten.1 In Jhark-
hand stellt die gegenwärtige Lage eine 
besondere Herausforderung dar, denn 
die staatliche Umsetzung des PESA 
(Jharkhand Panchayati Raj Act, 2005) ist 
lückenhaft, uneinheitlich und äußerst 
mehrdeutig. Zwar werden indigene 
Gewohnheitsrechte rhetorisch aner-
kannt, zugleich aber sind die öffent-
liche Ressourcenpolitik der Behörden 
und die Landrechtsfragen vollständig 
ausgeklammert. Stattdessen wurden 
die Entscheidungskompetenzen über 
diese Bereiche politischen Gremien 
übertragen, die vorgeblich auf  der 
Grundlage des Gemeinschaftsrechts 
agieren. In vielen Gebietskörperschaf-
ten wird den Adivasi ihre Selbstverwal-
tung sogar vollständig verwehrt, weil 
PESA nur für ländliche Regionen gilt. 

Widersprüche und Erosion des 
tradierten Rechts

Die Umsetzung gültiger bundesstaat-
licher Gesetzgebung hat deshalb in 

Jharkhand zu einem parallelen und 
unausgewogenen Verhältnis zwischen 
Gewohnheitsrecht und gesetzlicher 
Interessenvertretung geführt. Auf  der 
einen Seite wird die Selbstverwaltung 
in den meisten indigenen Munizipien 
fortgeführt. Angesichts des Mangels 
an wichtigen Entscheidungskompe-
tenzen, zum Beispiel im Bereich der 
Landnutzungsrechte, läuft die tradi-
tionelle Selbstverwaltung jedoch Ge-
fahr, zur Folklore ohne wesentliche 
Wirkungen auf  die Lebensumstände 
der Adivasi zu werden. In den betref-
fenden Gemeinschaften nimmt daher 
die Wertschätzung für die traditionelle 
Selbstverwaltung immer weiter ab. 

Die gesetzlich vorgeschriebene In-
teressenvertretung wird andererseits 
von einem so genannten creamy layer 
of Adivasi2 beherrscht, der seinerseits 
auf die Unterstützung der lokalen Ge-
schäftswelt und der industriellen Elite 
angewiesen ist, um seine Wahlkampa-
gnen zu finanzieren. Obwohl sie of-
fizielle gewählte Vertreter sind, ha-
ben diese Adivasi-Politiker kaum ein 
Interesse daran, sich tagtäglich um 
die Bedürfnisse der indigenen Ge-
meinschaften zu kümmern; stattdes-
sen nutzen sie ihrer Vormachtstel-
lung, um ihre eigene wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Stellung zu fe-
stigen, oft genug sogar zum Schaden 
ihrer Wählerinnen und Wähler.3 Das 
zu Beginn dieses Artikels geschilder-
te Verhalten des Mukhya ist ein gutes 
Beispiel für diese Haltung. 

Die verheerenden Folgen für 
die Adivasi

Der Mangel an einer wirksamen Selbst-
vertretung hat ernsthafte Konse-
quenzen für die Adivasi in Jharkhand, 
denn dieser Staat ist Opfer eines gras-
sierenden Modernisierungswahns. Die 
Gegend um Jamshedpur beispielsweise 
ist reich an Bodenschätzen wie Eisen-
erz, Uran, Kupfer und Kalkstein. Die 
zunehmenden Bergbauvorhaben ste-
hen in direktem Konflikt mit den tra-
ditionellen Landnutzungsmethoden der 
Santhals, Ho und Mundas in der Region. 
Die Erteilung von Schürfrechten für 
die Exploration und Gewinnung von 
Bodenschätzen führt oftmals zu ge-
waltsamen Vertreibungen und Zwangs-
umsiedlungen ohne jede Entschädi-
gungszahlungen. Außerdem machen 
die Folgen eines unregulierten Abbaus, 
darunter Umweltschäden und Grund-
wasserverseuchung, es den indigenen 
Gemeinschaften schwer, ihren Lebens-
unterhalt weiterhin aus der Land- und 
Weidewirtschaft zu bestreiten. Viele 
Adivasi sehen sich daher direkt oder in-
direkt gezwungen, ihren traditionellen 
Lebensstil aufzugeben und in die Groß-
städte abzuwandern, wo sie oft unter 
elenden Bedingungen dahinvegetieren. 

Neuere Konflikte mit Nicht-Adivasi

Die wirtschaftlichen und sozialen Pro-
bleme werden durch religiöse Span-
nungen noch verschärft. In ländlichen 
Regionen herrschen aufgrund der ver-
schiedenen wirtschaftlichen Folgen 
ganz unterschiedliche Sichtweisen in 
Bezug auf  die Industrialisierung zwi-
schen Nicht-Adivasi (mehrheitlich 
Kastenhindus und Muslime) und den 
indigenen Gemeinschaften. Kastenh-
indus und andere Nicht-Adivasi sind 

In Sarjomda, Jharkand, sehen sich die 
Adivasi ständig Konflikten ausgesetzt: In 
vielen außergerichtlichen Diskussionen und 
vor Gericht kämpften sie erfolgreich für das 
Recht, einen Bau in in der Nähe ihres Fried-
hofs zu verhindern. Die Entscheidungs-
hoheit über einen Bau auf ihrem ange-
stammten Land wurde ihnen zugesprochen. 
Außerdem setzten sie sich mit Behörden-
vertretern und der Polizei über den Bau 
eines Wasserspeichers auseinander.
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selten im landwirtschaftlichen Be-
reich beschäftigt. Daher können sie 
eher vom Bergbau profitieren, wohin-
gegen die indigenen Gemeinschaften 
erst teilweise in die Geldwirtschaft in-
tegriert und zur Sicherung ihres Le-
bensunterhalts von einer intakten Na-
tur abhängig sind. Obwohl im Grunde 
nur als wirtschaftlicher Konflikt ent-
standen, erweitert sich die soziale 
Kluft schließlich entlang der Kasten- 
und Religionszugehörigkeit. Solche 
Konflikte werden von der hindu-na-
tionalistischen Rastrya Sewak Sangh 
(RSS) und der Sangh Parivar-Bewegung 
genutzt. Die Hindu proselytization4 (Hin-
dutva) verbindet ihre gemeinnützigen 
Wohltätigkeitsinitiativen absichtlich 
mit einem ethnischen Diskurs, der die 
sozialen Spannungen zwischen den 
Adivasi und anderen Religionsgrup-
pen verschärft. In anderen indischen 
Bundesstaaten (beispielsweise in Ra-
jasthan) hat diese Strategie bereits 
verschiedentlich zu Plünderungsfeld-
zügen und zu tödlichen Auseinander-
setzungen geführt.5

Allerdings ist die Situation nicht ganz 
und gar aussichtslos, wie das fol-
gende Beispiel zeigt. In Sarjomda (sie
he oben) errichtete eine Gruppe von 
Nicht-Adivasi einen Bau ganz in der 
Nähe des Adivasi-Friedhofs. Grund 
und Boden gehören hier nicht der 
staatlich verwalteten Kommune, son-
dern der Adivasi-Gemeinschaft, wo-
mit PESA Gültigkeit hat und den Adi-
vasi das Recht eingeräumt wird, auf  
ihrem Land nicht genehmigte Bauten 
abzulehnen. Gleichwohl vermochte 
der Manjhi es nicht, den Bau zu verhin-
dern, und er erstattete deshalb Anzei-
ge bei der Polizei. Nach verschiedenen 
fruchtlosen Bemühungen wurde die 
Sache schließlich vor dem Distriktge-
richtshof  verhandelt. Der zuständige 
Richter untersuchte den Fall und kam 
zu dem Schluss, dass die Angelegen-
heit unter das indigene Gewohnheits-
recht fiel. Er bat deshalb den Manjhi, 
den Urteilsspruch vorzulesen, der den 
Bau für illegal erklärte, wenn auch aus 
religiösen anstatt aus landrechtbezo-
genen Gründen. 

Ausblick

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
das Gewohnheitsrecht und die Selbstver-
waltung immer noch das Potenzial haben, 
den Adivasi-Gemeinschaften zur Vertei-
digung ihrer Rechte zu verhelfen, jeden-
falls immer dann, wenn sie durch die of-
fizielle Gesetzgebung gestützt werden. 
Trotz ihrer Erosion durch gesetzliche 
Beschränkungen wird die Legitimität der 
Selbstverwaltung immer noch als rela-
tiv hoch angesehen. Jedenfalls, wenn die 
Adivasi sie mit der formalen indischen 
Demokratie vergleichen. Dennoch un-
terminieren die gerichtlichen Beschrän-
kungen in Bezug auf  die wichtigsten 
Angelegenheiten der Adivasi (Landfra-
gen) zunehmend den praktischen Nut-
zen, den die Selbstverwaltung für die in-
digenen Völker hatte, während zugleich 
ihre gesetzlichen Vertretungsbefugnisse 
die Lücke nicht füllen können. Vor die-
sem Hintergrund sind rechtliche und po-
litische Reformen dringend erforderlich, 
allerdings nicht solche, wie sie sich die 
derzeitige Regierung der Bharatiya Janata 
Party (BJP) vorstellt.

Das gesamte politische und gesellschaft-
liche Umfeld ist den tradierten Struk-
turen und überlieferten Gepflogenheiten 
nicht förderlich, weil sie dem indischen 
Mainstream nicht entsprechen. Ganz ab-
gesehen von Rechtskonflikten hat die 
traditionelle Selbstverwaltung der Adi-
vasi damit zu kämpfen, lächerlich ge-
macht, als überaus rückständig, als Feind 
des Fortschritts und Hüter eines irratio-
nalen Antimodernismus stigmatisiert zu 
werden. Auch das ist eine Form des Aus-
schlusses aus der Öffentlichkeit. Wäh-
rend der Regierung der BJP ist es in der 
Tat für die RSS und ihre Schwesteror-
ganisationen erheblich leichter gewor-
den, die Öffentlichkeit gegen jedwede 
politische Selbstverwaltung der Adivasi 
aufzubringen. Aber gerade in einer Zeit 
des schnellen wirtschaftlichen Wandels 
müssen die gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen und die öffentlichen Spielräume 
sicherstellen, dass Adivasi ihr Land und 
ihre Ressourcen schützen können. Eine 
sinnvolle Selbstvertretung der Adivasi ist 
zur Vorbeugung gewaltsamer Ressour-

cenkonflikte und weiterer Entfremdung 
der Adivasi in Indien unerlässlich.6

Aus dem Englischen übersetzt  
von Claudia Koenig.
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Endnoten
1	 Khoday/Natarajan 2012.
2	 Singh/Saxena 2011: 30; im Sinne von 

schmieriger Typ.
3	 Shah 2010.
4	 Anm. der Übersetzerin: Streben nach einem 

Staat, in dem der Hinduismus Staatsreligion ist.
5	 Sahoo 2014.
6	 Dieser Artikel fußt auf den Untersuchungen 

von Bineet Mundu, der die Mehrheit der 
Daten im Zusammenhang mit der Kampa-
gne Our Land, Our Life im Frühjahr 2016 
sammeln konnte. Das Manuskript wurde 
von Thomas R. Eimer angepasst und er-
gänzt, der zu Besitzrechtsverhältnissen in 
aufstrebenden Volkswirtschaften forscht. 
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